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Principienfragen der öſterreichiſchen Gewerbeordnung. 
Von Prof. Dr. Emanuel Herrmann. 
V. 


Für das Verhältniß zwiſchen den Unternehmern und ihren 
Hilfsarbeitern iſt die geſetzliche Normirung der Arbeitsbücher, 
der Arbeitszeit, der Werkſtatt⸗ oder Fabriksordnung, der Fabriken⸗ und 
Gewerbe⸗Inſpection, des Krankencaſſen⸗ und Genoſſenſchaftsweſens von 
ganz befonderer Bedentung. 

Nach § 74 des öſterr. Gewerbegeſetzes vom 20. December 
1859 muß jeder Gehilfe, mit Ausnahme der Handlungsdiener, mit 
dem Arbeitsbuche verſehen fein. Dieſes Buch hat zufolge des An⸗ 
hanges zum Gewerbegeſetze den Zweck, die Dienſte und das Betra⸗ 
gen der gewerblichen Gehilfen auszuweiſen und enthält daher auch 
Rubriken über Treue und Sittlichkeit, Fleiß und Geſchicklichkeit. 

Schon der Umſtand, daß man die Handlungsdiener, die bis⸗ 
herige Elite der Gewerbsgehilfen, von dem Zwange zum Ausweiſe 
durch Arbeitsbücher befreite, deutet darauf hin, daß es ſich hier um 
eine läſtige Poltzeimaßregel handelt, welche nur hinſichtlich jener Ar⸗ 
beiter oder Gewerbsgehilfen nothwendig erſcheint, die nach der Anſicht 
des Geſetzgebers eben nicht zur „Elite“ gehören. 

Neuere Gewerbegeſetze haben jedoch darauf Rückſicht genommen, 
daß heutzutage alle Arbeiter dahin ſtreben, in eine Lage zu gelangen, 
welche der bisherigen Stellung der Handlungsdiener gleicht und daß 
daher auch für- die übrigen Kategorien der Gehilfen der Ausweis 
durch Zeugniſſe genügt. So hat z. B. das norddeutſche Gewerbegeſetz 
vom 21. Juni 1869, welches nun bereits für ganz Deutſchland in 
Geltung tritt, die geſetzliche Verpflichtung zur Führung von Arbeits⸗ 


büchern aufgehoben). Nur für jugendliche Arbeiter in den Fabriken 
ſchreibt § 131. dieſes Geſetzes das Arbeitsbuch vor, welches Rubriken 
über Namen, Tag und Jahr der Geburt, Religion des Arbeiters, 
über Namen, Stand und Wohnort des Vaters oder Vormundes, ein 
Zeugniß über den bisherigen Schulbeſuch, eine Rubrik für die beſte⸗ 
henden Schulverhältniſſe, dann für die Bezeichnung des Eintrittes in 
die Anſtalt, für den Austritt aus derſelben und endlich für die Revi⸗ 
ſionen zu enthalten hat. Schon hieraus geht ganz deutlich hervor, daß 


dieſes Buch weniger zur polizeilichen Controle des Arbeiters, als viel⸗ 


mehr des Vaters, Vormundes und des Lehr⸗ oder Fabrikherrn, hin⸗ 
ſichtlich ihrer beſonderen Verpflichtungen gegen jugendliche Arbeiter 
beſtimmt iſt. Das neue ungariſche Gewerbegeſetz kennt die Inſtitution 
des Arbeitsbuches überhaupt nicht und verpfichtet den Unternehmer 
auch nur als Lehrherrn dem Lehrlinge gegenüber zur Ausſtellung 
eines wahrheitsgemäßen Zeugniſſes nach Beendigung des Lehr⸗ 
verhältniſſes, während der Gehilfe einfach nur ein Zeugniß über das 
Aufhören des Vertragsverhältniſſes begehren kann. 

Dafür erklärt dieſes Geſetz den Gewerbetreibenden, der wiſſent⸗ 
lich einen entwichenen Lehrling aufnimmt, mit dem Lehrlinge ſoli⸗ 
dariſch für den Schaden verantwortlich, der dem früheren Lehrherrn 
durch die Flucht des Lehrlings verurſacht wurde und darf der Ge⸗ 
werbetreibende auch keinen Gehilfen aufnehmen, der ſich nicht darüber 
ausweiſen kann, daß ſeine Verbindlichkeit gegenüber dem früheren Ar⸗ 
beitgeber geſetzlich gelöst wurde. 

Es dürfte daher wohl kaum ypaffend erſcheinen, in der neuen Ge⸗ 
werbeordnung den Zwang zur Führung und Vorweiſung der Arbeits⸗ 
bücher, mögen dieſe auch ſogar ganz ohne Rubriken über „Betragen“ 
ſein, aufrecht zu erhalten. 

Die Frage, ob das Geſetz die Arbeitszeit der Lehrjungen be⸗ 
ſchränken ſolle, haben wir ſchon oben beantwortet. Die gleichen Gründe 
gelten auch für die Beſchränkung der Arbeitszeit bei jugendlichen Ar⸗ 
beitern. Es erübrigt daher nur auch die Gründe zu erwägen, welche 
in neuerer Zeit für die geſetzliche Beſchrankung der Arbeitszeit der 
Frauen und der erwachſenen Arbeiter in ſo vielfacher und oft 
ſo ſtürmiſcher Weiſe vorgebracht worden ſind. 

Es läßt ſich nicht leugnen, daß die Fabriksarbeit der Frauen 
— denn von einer geſetzlichen Zeitbeſchränkung der kleingewerblichen 
Frauenarbeit kann wohl nicht die Rede ſein — der Geſundheit der⸗ 
ſelben, ſo wie insbeſondere dem Gedeihen des Embryo während der 
Zeit der Schwangerſchaft faſt ohne Ausnahme abträglich iſt. Aber 
Verbote zu langer Arbeit nützen hier nicht, da ja die Frauen dann 
nur um ſo größerer Anſtrengung im Hauſe überantwortet werden 
würden. Dasſelbe gilt aber auch hinſichtlich der Beſchränkung der Ar⸗ 
beitszeit der erwachſenen Arbeiter. Das Geſetz kann weder für alle 


*) $ 113 der nordd. Gewerbeordnung lautet: „beim Abgange konnen die Ge⸗ 
ſellen und Gehilfen ein Zengniß über die Art und Dauer ſhrer Beſchäfligung fordern, 
welches auf Antrag der Betheiligten und wenn gegen den Inhalt ſich nichts zu erin⸗ 
nern findet, von der Gemeindebehörde koſten⸗ und ſtempelfrei zu beglaubigen iſt. Dieſes 
Zeugniß iſt auf Verlangen der Geſellen und Gehilfen auch auf ihre Führung aus⸗ 

udehnen. 
are Die geſetzliche Verpflichtung zur Führung von Arbeitsbüchern iſt aufgehoben.“ 
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Gewerbszweige diejelbe Zahl von Arbeitsſtunden normiren, noch auch | 


für jeden einzelnen Zweig die gerade paſſende Zeit feſtſetzen. Da kann 
nur die ökonomiſche Umwälzung der Concurrenzverhältniſſe helfen, 
welche dem Arbeiter ja ohnehin eine Machtſtellung zu verleihen be⸗ 
ginnt, welche ſelbſt den Beſtand vieler Erwerhszweige zu erſchüttern 
droht. In England wie in America, den Muſterländern der induſtri⸗ 
ellen Entwicklung ließ ſich durch eine lange Reihe von Strikes und 
durch jahrelanges Wirken zahlreicher Gewerkvereine die allmälige Her⸗ 
abſetzung der Arbeitszeit in Fabriken ganz ohne Zuhilfenahme des Ge⸗ 
ſetzes thatſächlich durchſetzen. 

Einen ganz eigenthümlichen Weg ſchlägt jedoch in dieſer Be⸗ 
ziehung das neue ungariſche Gewerbegeſetz ein. Es beſtimmt im § 71, 
daß den Arbeitern während der Arbeit Vor- und Nachmittags je eine 
halbe, Mittags aber eine ganze Stunde Ruhezeit zu gewähren fei, 
daß ferner in Fabriken, in denen die Arbeit Tag und Nacht fortge⸗ 
ſetzt wird, der Fabriksbeſitzer verpflichtet iſt, für die gehörige Ablöſung 
der zur Nachtzeit verwendeten Arbeiter zu ſorgen und daß endlich die 
Tagesarbeit nicht vor 5 Uhr Morgens begonnen und nicht über 9 
Uhr Abends ausgedehnt werden darf. 

Hiernach wäre geſetzlich der Arbeitstag auf einen Zeitraum von 
vierzehn Stunden beſchränkt, welcher innerhalb der Zeit von 5 Uhr 
Morgens bis 9 Uhr Abends fallen muß. Aber abgefehen davon, daß 
eine vierzehnſtündige Maxima larbeitszeit bei weitem noch nicht der 
Forderung der handarbeitenden Claſſen nach einer zehnſtündigen Nor⸗ 
malarbeitszeit gleichkommt, iſt auch bei Stücklohn⸗ und Accordarbeit 
eine ſolche Beſchränkung entweder illuſoriſch oder außerordentlich be⸗ 
läſtigend. 

Ueberlaſſen wir daher dem großen Proceſſe der Umwälzung des 
Arbeitsmarktes, welcher ſich gegenwärtig vollzieht, die Regelung eines 
Verhältniſſes, welches ſich niemals unter allgemeine geſetzliche Regu⸗ 
lative wird bringen laſſen. 

Die Frage der Werkſtatt⸗ oder Fabriksordnung ſteht und 
fällt mit jener über die Fabrikeninſpection. Denn die Hausordnung 
oder „Dienſtordnung“, wie ſie § 84 des gegenwärtigen öſterr. Ge⸗ 
werbegeſetzes nennt, dient ja doch nur als Grundlage für die fabriks⸗ 
polizeiliche Reviſtion. Wird dieſe nun anſtatt wie bisher durch die Ge⸗ 
werbsbehörde erſter Inſtanz, durch eigens hiefür angeſtellte Fabriksin⸗ 
ſpectoren vorgenommen, dann iſt die Fabriksordnung ganz unentbehr⸗ 
lich, weil nur fie den Fabriksinſpector über die Rechts verhältniſſe 
zwiſchen Arbeitgeber und Arbeiter, jo wie über die ökonomiſche und 
ſanitäre Fürſorge des erſteren für den letzteren in authentiſcher Weiſe 
aufklärt. 

Das Inſtitut der Fabriksinſpectoren, wo es nach engliſchem 
Muſter eingeführt und mit ausreichenden Vollmachten und Befug⸗ 
niſſen ausgeſtattet worden iſt, hat bereits ſo viele Beweiſe ſeiner Treff⸗ 
lichkeit und Nützlichkeit geliefert, daß man die Frage, ob ſolche Fa⸗ 
briksinſpectoren auch in Oeſterreich einzuführen wären, ernſtlich wohl 
kaum erſt in Discuſſion ziehen ſollte. Wohl aber ließen ſich darüber 
Zweifel erheben, ob dieſes Inſtitut auch auf das Kleingewerbe ange⸗ 
wendet werden könne. Denn hier findet der gewerbliche Betrieb oft 
nur in den Wohnzimmern, in den Schlafſtätten der Familie ſtatt. 
Dürfte man nun auch hier dem Inſpector das Recht geben, zu jeder 
Zeit bei Tag oder Nacht Einlaß zu begehren und Unterſuchungen 
vorzunehmen? Verſtößt man in dieſem Falle nicht gegen das Geſetz 
zum Schutze des Hausrechts? — Wenn man indeſſen bedenkt, daß 
gerade im Kleingewerbe weit mehr Uebelſtände zu beheben ſind als 
in ſo manchen Fabriken und daß man ja ganz einfach das Recht des 
Fabriksinſpectors nur darauf einzuſchränken braucht, während der 
Arbeitszeit bei Tag oder Nacht in ſolche gewerbliche Localitäten, 
welche zugleich zur Wohnung dienen, eintreten zu dürfen, ſo beheben 
ſich auch dieſe Zweifel. 

Iſt aber einmal der Inſpector zum Beſuche nicht nur der Fa⸗ 
briken, ſondern auch der kleingewerblichen Unternehmungen berechtigt 
und verpflichtet, dann müſſen auch alle Handwerker in ihren Werk⸗ 
ftätten eine Werkſtatt⸗, oder wie ſie $ 68 des ungariſchen Gewerbegeſetzes 
nennt, eine Arbeits ordnung anſchlagen. Und mit dieſer iſt dann die volle 
Gleichheit der geſetzlichen Behandlung von Fabrik und Kleingewerbe ſtatuirt. 

Denn auch der letzte Reſt des Unterſchiedes zwiſchen Fabrik und 
Handwerk, das Krankencaſſen⸗ und Genoſſenſchaftsweſen, 
wird nun in ganz anderer und zwar in gleichheitlicher Weiſe zu regeln 


— . ——: 


ſtändlich der Zwang zum Beitrage für die Beſtreitung der Kranken⸗ 
oder Spitalauslagen der Genoſſenſchaft. 

So wie die Pflicht zur Zahlung der Beiträge für Gewerbe⸗ 
ſchulen von jetzt ab eine allgemeine, nicht auf die Mitglieder einer 
beſtimmten Genoſſenſchaft beſchränkte werden wird, ſo muß nun auch 
das Krankenweſen ſich auf Grund der allgemeinen Beitragspflicht 
von Seite der Arbeiter wie der Unternehmer entwickeln ). 

Der künftigen freien Genoſſenſchaft ſteht dann noch 
immer zu, in beſonderer Welle für die geiſtigen, wirthſchaftlichen 
oder ſanitären Intereſſen der Mitglieder Sorge zu tragen. 

Aber den bisherigen Zünften und den auf Grund des Gewerbe— 
geſetzes vom 20. December 1859 errichteten Zwangsgenoſſenſchaften 
muß im geſetzlichen Wege energiſch ein Ende bereitet werden. Man 
ſtelle denſelben einen Präcluſivtermin, innerhalb welchem ſie ſich in 
freie Genoſſenſchaften auf Grund behördlich zu genehmigender Sta⸗ 
tuten verwandeln können, widrigens das Vermögen derſelben nach Er⸗ 
füllung aller Verbindlichkeiten als caduk den öffentlichen Fonden zur 
Erfüllung der Gemeinde⸗, Landes⸗ und Staatsaufgaben, hinſichtlich 
der Förderung des Gewerbes, insbeſondere für das gewerbliche Schul⸗ 
weſen anheimfällt. 

In ähnlicher, wenn auch vielleicht etwas zu drakoniſcher Weiſe 
hat auch die ungariſche Gewerbeordnung den gordiſchen Knoten zu 
durchhauen verſucht, welchen längſt überwundene Zeiten der Claſſen⸗ 
ſcheidung und der geſetzlichen Privilegirung unlösbar geknüpft haben. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Fall zur Beleuchtung der Vorausſetzungen der Eheſchließung v 
der weltlichen Behörde. a dor 


Johann J. in K., welcher eine im fünften Grade anverwandte 
Perſon ehelichen wollte, wurde von feinem Pfarrer drei Mal ordnungs⸗ 
mäßig verkündet, dann aber nicht getraut, weil die inzwiſchen durch 
jenen Seelſorger ſelbſt eingeholte Dispens vom kirchlichen Ehehinderniß 
jener Verwandtſchaft wider Vermuthen nach Vollzug des dritten Auf⸗ 
gebotes noch nicht herabgelangt war. J. wollte diesfalls nicht mehr 
länger warten und begehrte die Entgegennahme der feierlichen Ehe⸗ 
einwilligung durch die polttiſche Behörde. Dieſe (die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft in H.) konnte von dem Seelſorger in K. weder eine Er⸗ 
klärung, daß in Folge des kirchlichen Aufgebotes ein Ehehinderniß 
nicht angezeigt worden war, noch die zur eigenen Prüfung der per⸗ 
ſönlichen Verhältniſſe der Ehewerber erforderlichen Matrikenauszüge 
erlangen, ſondern ſah ſich genöthigt, behufs Sicherſtellung, daß kein 
bürgerliches Ehehinderniß obwalte, das Aufgebot ſelbſt (wenn auch mit 
Statthaltereibewilligung nur ein für alle Mal) zu wiederholen und 
die Matrikenſcheine von Amtswegen beizuſchaffen. In der Zwiſchenzeit 
langte die kirchliche Dispens au und erklärte ſich der Seelſorger be⸗ 
reit, die kirchliche Trauung vorzunehmen. 

Der Bezirkshauptmann, welcher den bürgerlichen Eheact bereits 
angekündigt hatte, wurde von dieſer Bereitwilligkeit in Keuntniß ge⸗ 
ſetzt, ebenſo durch ihn das Brautpaar; allein dieſes erklärte nun auf 
dem Abſchluß der Civilehe verharren zu wollen und wurde ſelbe ſo⸗ 
nach auch durch den Bezirkshauptmann vorgenommen. 

Die Statthalterei davon durch eine Beſchwerde des Conſiſtoriums 
verſtändigt, mißbilligte in einem Erlaß an den Bezirkshauptmann 
deſſen Vorgang und ſetzte hievon das Conſiſtorium in Kenntniß, 
übrigens unter Ablehnung einer ihr zugemutheten Anordnung, obige 
Ehe durch nachfolgende kirchliche Trauung convalidiren zu laſſen. 

Da die bekannt gewordene Mißbilligung des Vorgehens des 
Bezirkshauptmannes Anlaß geworden, die Giltigkeit der abgeſchloſſenen 
Civilehe in Zweifel zu ziehen, ſo wurde von Seite der Partei ein Geſuch 
um Giltigkeitserklärung der Ehe an das Miniſterium des Innern gerichtet. 

Die Statthalterei beantragte dieſe Eingabe dahin zu erledigen, 
daß nach § 99 a. b. G. B. die Vermuthung für die Giltigkeit ſtreite, 


) Das Nähere hierüber haben wir bereits in einem Aufſatze über Arbeiter⸗ 


ſein. Mit dem Aufhören der Zwangsgenoſſenſchaften entfällt ſelbſtver⸗ Kranken⸗ und Invalidencaſſen in Nr. 9 dieſer Zeitſchrift anzudeuten verſucht. 
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daß übrigens dieſe Angelegenheit behufs definitiver Entſcheidung über die Finanzprocuratur Namens der Armen von R. erbserklärt und 


die Giltigkeit der Ehe des J. dem Gerichte zuſtehe, welches hier⸗ 
über nach $$ 94 und 78 des a. b G. B. zu entſcheiden habe. 
Das Miniſtertum des Innern hat unterm 31. März 1872, 3. 
3827 entſchieden, „daß in dem beſagten Falle die Bedingungen vor⸗ 
handen waren, unter welchen nach dem Geſetze vom 25. Mai 1868, 
Nr. 47 R. G. die eventuelle Eheſchließung vor der weltlichen Be⸗ 
hörde platzgreifen konnte, und daß der Bezirkshauptmann von H. be⸗ 
rechtigt und verpflichtet war, nachdem die Trauung von dem berufenen 
Seelſorger aus einem durch die Geſetzgebung nicht anerkannten Hin⸗ 
derungsgrunde verweigert war, über Anſuchen der Ehewerber die feier⸗ 
liche Erklärung der Einwilligung zur Ehe entgegenzunehmen. Das 
Miniſterium erkennt die von Johann J. und Anna J. geſchloſſene 
Verbindung als durch einen giltigen Trauungsact vollzogen, und er⸗ 
kennt, daß aus dem Grunde der Trauung durch die politiſche Be⸗ 
hörde kein geſetzlicher Anlaß beſteht, die Unterſuchung und Ent⸗ 
ſcheidung des Gerichtes über die Giltigkeit der Ehe 1 


Zur Frage der Behandlung der Ehedispensgeſuche. 


Franz E. wünſchte die Schweſter Anna Z. ſeiner am 4. Juli 
1870 geſtorbenen Frau Maria zu ehelichen und bat um Nachſicht des Ehe⸗ 
hinderniſſes der Schwägerſchaft. Als Grund führte er an, daß ein 
Kind ſeiner Gattin am Leben ſei, welches wohl am beſten ſeine volle 
Pflege bei feiner Schwägerin finden würde. 

Die Statthalterei wies ihn an, vorher noch im Sinne des Hof⸗ 
deeretes vom 16. October 1800, G. S. 15 die Dispens der Kirchen⸗ 
behörde nachzuweiſen. N n y 

Hiegegen brachte E. eine Vorſtellung ein, worin er anführte, 
daß laut vorliegender Erklärung des Pfarrers an der Ertheilung der 
kirchlichen Dispens nicht zu zweifeln ſei und worin er um ſogleiche 
Ertheilung der Nachſicht von Seite der Statthalterei bat, indem er 
darlegte, daß die an die beſtandene n. ö. Regierung erfloſſenen Hof⸗ 
kanzleidecrete vom 12. November 1812, 3. 6046 und vom 1. Mai 
1823, 3. 2417 keinem Zweifel darüber Raum laſſen, und daß für 
den Vorgang bei Erwirkung von Ehedispenfen ſchon vor dem Geſetze 
vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. Nr. 47 lediglich der § 83 a. b. G. B. 
zur Richtſchnur zu dienen hatte, was dermalen um ſo weniger in 
Frage kommen könne, als durch den im Einvernehmen mit dem Cultus⸗ 
miniſterium an den Statthalter in Böhmen ergangenen Erlaß des 
Miniſteriums des Innern vom 16. Jänner 1869, Z. 456 erklärt 
worden iſt, daß die mit dem Hofdecrete vom 16. October 1800, 
Z. 2583 in Einklang ſtehende Anordnung der beſtandenen Hofkanzlei 
vom 30. März 1815, 3. 5155, wornach die Landesſtellen nie ohne 
vorläufige Einwilligung der Ordinariate Ehedispenſen gewähren 
ſollten, nicht als wieder in Kraft getreten angeſehen werden könne, 
weil der Artikel II des Geſetzes vom 25. Mai 1868, R. G. Bl. 
Nr. 47 nur die Giltigkeit der durch die Geſetzgebung des Staates 
anerkannten Hinderungsgründe aufrecht hält. 

Das Miniſterium des Innern hat in Entſcheidung über die 
gegen den Statthaltereibeſcheid eingebrachte Beſchwerde unterm 2. April 
1872, 3. 2226 die Statthalterei aufgefordert, über das vorliegende 
Dispensgeſuch Amt zu handeln, „weil durch Artikel 1 des Geſetzes 
vom 25. Mai 1868, Nr. 47 R. G. Bl. das a. b. G. B. und die 
hiezu nachträglich erfloſſenen Geſetze und Verordnungen wieder in 
Kraft geſetzt wurden und auch bereits vor Erlaſſung des k. Patentes 
vom 8. Detober 1856 Dispensgeſuche in Eheangelegenheiten vorſchrifts⸗ 
mäßig ſtets unmittelbar bei den Landesſtellen einzubringen waren, 
welche ſich (§ 83 a. b. G. B.) nach Beſchaffeuheit der Umſtände 
hierüber in das weitere Vernehmen zu ſetzen hatten.“ W. 


Competenzſtreit. Zuſtändigkeit der Gerichte im Falle des Streites 
um die Verwaltung einer Ortsarmenſtiftung zwiſchen dem Pfarr⸗ 
armeninſtitute und der Gemeindeverwaltung. 


Frau K. hat in ihrem Teſtamente von 4. April 1853 zugleich 
mit 7 anderen Theilnehmern die Armen in R. zu Erben eingeſetzt. 
Nach dem im März 1855 erfolgten Tode der Erblaſſerin hat ſich 


wurde dieſe Erbserklärung von Seite des Landesgerichtes als der Ab- 
handlungs⸗Inſtanz im Juli 1855 angenommen. Im October 1857 
wurde der Nachlaß den Erben und zwar „den Armen zu R.“ im 
Betrage von 11.356 fl. 53 kr. zwar eingeantwortet, aber dem Ar⸗ 
meninſtitute der Pfarre R. ausgefolgt. Als die Stadtgemeinde R. 
hievon Kenntniß erhalten hatte, ſtellte fie an das Landesgericht das 
Klagebegehren: „es möge dem Armeninſtitute der Pfarre R. die 
Abtretung und Auszahlung der ihm irrthümlich ausgefolgten, den 
Armen von R. angefallenen und eingeantworteten Erbſchaft ſammt 
den vom Zuſtellungstage der Klage aushaftenden Zinſen und von da 
an weiter laufenden Satzungen an die Stadtgemeinde R. bei 
ſonſtiger Execution aufgetragen werden“. 

Der Proceß wurde durchgeführt und vom Landesgerichte er⸗ 
kannt: „Das Armeninſtitut der Pfarre R. ſei ſchuldig, an die 
Stadtgemeinde R. als Vertreterin der Armen der Stadt R. die den 
letzteren anheimgefallene und eingeantwortete, dem Armeninſtitute 
irrthümlich übergebene Erbſchaft vom Tage der Klagszuſtellung binnen 
14 Tagen bei ſonſtiger Execution herauszugeben.“ 

Die Angelegenheit gelangte nunmehr im Appellationswege an 
das Oberlandesgericht, welches im Sinne des Hofdecretes vom 23. 
Juni 1820, 3. 1669 J. G. S. rückſichtlich der Competenz die 
Wohlmeinung der Statthalterei einholte und ſich dahin ausſprach, daß 
ſeines Erachtens der Gegenſtand zur Competenz der adminiſtrativen 
Behörden gehöre, weil die Klägerin nur die Verwaltung der 
Stiftung verlange. Das Oberlandesgericht ging nämlich von der An⸗ 
ſicht aus, daß es ſich vorliegend nicht darum handle, ob unter den 
Armen von R. bloß die Localarmen der Stadt oder jenes Sprengels 
des Pfarrarmeninſtitutes zu verſtehen feien, worüber allerdings die 
Gerichte zu entſcheiden competent wären, ſondern daß es ſich um die 
Entſcheidung darüber handelt, wem die Verwaltung dieſer Erb⸗ 
ſchaft, reſpective Stiftung zuſtehe? Die Gemeinde habe im Proceſſe 
wiederholt erklärt, daß ſie die Erbſchaft nicht für ſich, ſondern nur 
für die Armen der Stadt in Anſpruch nehme. Ueber die Frage der 
Verwaltung einer Stiftung entſcheide aber die politiſche Behörde.“ 

Die Statthalterei ſprach ſich mit Rückſicht auf den Wortlaut 
der Klage und Replik, wornach es ſich um die Verwaltung 
handle, für die Competenz der politiſchen Behörden aus. Sie hob 
hervor, daß es ſich hier um eine Stiftung handelt;: daß in der 
Statthaltereientſcheidung vom 9. Mai 1857 ausgeſprochen wurde, 
daß der Stiftungsgenuß den Armen der Pfarre R. nicht der Stadt⸗ 
gemeinde, zuzufallen habe und daß bereits in zwei Statthaltereierläſſen 
von 1858 und 1868 entſchieden worden, daß die Verwaltung des 
Stiftungs vermögens dem Pfarrarmeninſtitute R. zuſtehe. Die Statt⸗ 
halterei hob aber weiters noch hervor, daß, wenn das Klagsbegehren 
auch die Frage über den Erbsanfall ſelbſt, reſp. die Berechtigung des 
Stiftungsgenuſſes involviren würde, allerdings die Competenz der 
Gerichte eintreten müßte. 

Der oberſte Gerichtshof hat in Erwägung, daß, wenn auch das 
Klage⸗ und Replikbegehren — und zwar dem Anſcheine nach verfäng⸗ 
licher Weiſe — vornehmlich auf Herausgabe der fraglichen Erbſchaft 
in die Verwaltung der klagenden Stadtgemeinde gerichtet iſt, daraus 
doch zu entnehmen iſt, es habe die Klage den Zweck den Erbanfall 
ſelbſt, beziehungsweiſe die Stiftungsgenußberechtigung anzufechten, da 
nach dem Klagebegehren die Uebergabe der Erdſchaft an das geklagte 
Pfarrarmeninſtitut als irrthümlich erfolgt bezeichnet werden ſoll; in 
weiterer Erwägung, daß es ſich demnach um Auslegung des Wort⸗ 
lautes des Teſtamentes der Joſepha K. und die Rechtsgiltigkeit der 
darauf geſtützten gerichtlichen Einantwortung deren Verlaſſenſchaft 
handelt — in ſeiner Note an das um ſeine Wohlmeinung begrüßte 
Miniſterium des Innern die Anſicht ausgeſprochen, daß zur Entſchei⸗ 
dung dieſer Rechtsſache die Gerichte competent ſeien. 

Das Miniſterium des Innern iſt in ſeiner Antwortsnote vom 
19. Mai 1872, 3. 6786 mit Rückſicht auf die Beſtimmungen des 
im Grunde der a. h. Entſchließung vom 15. Mat 1841 erfloſſenen 
Hofkanzleidecretes vom 21. Mai 1841 (politiſche Geſegſammlung 
69, Band Nr. 60) der Anſchauung des oberſten Gerichtshofes, daß 
in dieſer Angelegenheit die Competenz der Gerichte platzzugreifen 
habe, beigetreten. 

Ki. 


Auzübung der Schriftſetzerei als eines ſelbſtſtändigen conceſſionir⸗ 
ten Gewerbes nicht zugelaſſen. 


Hermann H., Brandweinverſchleißer in W., ſchritt um die Con⸗ 
ceſſion zur ſelbſtſtändigen gewerblichen Ausübung der Schriftſetze⸗ 
rei ein, indem er angab, daß er die ihm bei ſeinen Branntweinver⸗ 
ſchleiße erübrigende freie Zeit zum Schriftſetzen und zwar ausſchließend 
von hebräiſchen Gebetbüchern benützen wolle, jedoch nicht die Mittel 
auch zur Errichtung einer mit der Setzerei zuſammenhängenden 
Druckerei beſitze. Er führte weiters an, daß er die Buchdruckerei er⸗ 
lernt und ſeit dem Jahre 1856, wo er nach W. gekomnien, bis in 
die neueſte Zeit als Buchdruckergehilfe ausgeübt habe. 

Die Localbehörden ſprachen ſich gutachtlich dahin aus, den 
Conceſſionswerber abzuweiſen, „weil die Gewerbe- und Preßgeſetzge⸗ 
bung die Schriftſetzerei als ein getrennt von der Buchdruckerei auszu⸗ 
übendes Gewerbe nicht kenne und weil eine ſolche Trennung des Buch⸗ 
druckerbetriebes überdies auch aus Rückſichten der polizeilichen Ueber⸗ 
wachung unzuläſſig wäre“. 

In Folge deſſen gab die Statthalterei dem Conceſſionsgeſuche 
keine Folge. 

Im Miniſterialrecurſe machte der Conceſſionswerber bezüglich 
des Einwandes der Schwierigkeit der polizeilichen Ueberwachung gel⸗ 
tend, daß die Schriftſetzerei an ſich gar keiner polizeilichen Ueber⸗ 
wachung unterworfen ſein und durch ſie, ſolange der Satz nicht ge⸗ 
druckt ſei, eine Uebertretung gar nicht begangen werden könne. 

Das Miniſterium des Innern hat mit Entſcheidung vom 21. 
Februar 1872, 3. 1887 „dem Recurſe des Hermann H. gegen die 
Statthaltereientſcheidung, womit derſelbe mit ſeinem Geſuche um die 
Eonceſſion zum gewerbsmäßigen Betriebe der Schriftſetzerei in W. 
abgewieſen wurde, keine Folge gegeben“. L. 


Notiz. 


(Anzahl und Umfang von Ortsgemeinden.) Die Zählung vom 
31. December 1869 hat im Bereiche der diesſeitigen Königreiche und Länder 21.835 
Ortsgemeinden conſtatirt, welche weiter in 55.122 Ortſchaften und die letzteren ihrer 
Benennung nach in 738 Städte, 1270 Marktflecken und 53.114 Dörfer, Weiler, 


Rotten, Gebäudecomplexe der Gutsgebiete ꝛc. zerfallen. Dies die definitiven Zahlen, | 


welche von den anfangs veröffentlichten in etwas abweichen, deßhalb, weil von Galizien 
nachträgliche Richtigſtellungen einlangten. Was nun die Ortsgemeinden betrifft, ſo 
find dieſelben, da fie nach dem in Kraft beſtehenden Gemeindegeſetze vom 5. März 
1862 die unterſte Einheit der politiſchen Verwaltung bilden, zu deren Verband jede 
Liegenſchaft gehören muß, ganz genau gezählt. Auf eine Ortsgemeinde entfallen in 
Kärnten 13˙8 Ortſchaften, in Oeſterreich ob der Enns 11˙2, in Krain 9-3, in Dal⸗ 
matien 7°7, im Küſtenlande 5˙3, in Salzburg 49, in Niederösterreich 2˙8, in Steier⸗ 
mark 2˙5, in Tirol und Vorarlberg ebenſoviel, in Böhmen 2-1, in Galizien 1 9, in 
der Bukowina 17, in Schleſien 1˙5 und in Mähren 1˙2 Ortſchaften. Schon in dieſer 
Reihe zeigt ſich die Eigenthümlichkeit der Alpenländer, wo die Ortsgemeinden nicht 
ſelten ganze Thäler mit ihren auf viele Stunden Umfang zerſtreuten Bauernhöfen um⸗ 
faſſen. Die größten Extreme zeigen ſich in der Bezirksbauptmannſchaft Ried mit 21, 
Braunau und Schärding mit 20, Wels mit 15, Rudolfswörih (Krain) mit 25, Gurk⸗ 
feld mit 24 Ortſchaften auf Eine Ortsgemeinde. 


Berordnung. 


Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 4. Jänner 1872, Z. 2671 F. M. be⸗ 
treffend die ſteuerrechtliche Behandlung der hierlands befindlichen Zweiganſtalten 
der ungariſchen Verſicherungsgeſellſchaften. 


Ueber eine Aufrage der Finanzlandesdirectlon in Nied.⸗Oeſterr. wird bemerkt, 
daß die beſtehenden Erwerb- und Einkommenſteuervorſchriften auf die hierlands be⸗ 
findlichen Filialen, Zweiganſtalten, Agentien 2c. ungariſcher Verſicherungsgeſellſchaften, 
da dieſelben im Sinne des Art. II des Uebereinkommens vom 19. December 1869/7. 
Jänner 1870 zum Zwecke der Beſteuerung als ſelbſtſtändige Unternehmungen anzusehen 
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1867, R. G. Bl. Nr. 14 ex 1868) in Betreff der Steuerpflicht den eindeimiſchen 
Unternehmungen derſelben Art gleichzuſtellen find, ihre volle Anwendung haben und 
die Beſtimmungen des Uebereinkommens vom 19. December 1869/7. Jänner 1870 
bei Bemeſſung der Steuer nur inſoferne zu berückſicktigen ſind, daß bei ſolchen Zweig⸗ 
unternehmungen lediglich jener Betrag als Stenerbaſis anzunehmen ift, welcher von 
der ungariſchen Finanzverwaltung in Gemäßheit des Art. IV des letzteitirten Ueberein⸗ 
kommens ermittelt worden iſt und der k. k. Bezirkshauptmannſchaft von Fall zu Fall 
bekannt gegeben wird. 

Würde jedoch die nach dieſer Grundlage zu bemeſſende Einkommenſteuer die 
Höhe der nach hierländigen Steuernormen für derlet Unternehmungen vorzuſchreiben⸗ 
den Erwerbſteuer ſammt dem Drittelzuſchlage nicht erreichen, ſo ſei nach § 20 des 
Einkommenſteuerpatentes vorzugehen. 

In Beziehung auf die Anwendung des Erwerbſtenertarifs auf die einzelnen 
Zweiganſtalten ſei ſich gegenwärtig zu halten, daß in Uebereinſtimmung mit der im 
hohen Erlaſſe vom 12. September 1870, 8. 3656 F. M. (hierortige Verordnung vom 
21. October 1870, Z. 9687, enthaltenen Norm nur jene Filialen, Zweiganſtalten und 
Agentien, welche zur ſelbſtſtändigen Abſchließung von Verſicherungsverträgen berechtigt 
find, nach der zweiten Beſchäftigungs⸗Hauptabtheilung als Handelsunternehmungen 
und nicht als Großhandlungen in die Erwerbſteuer nach einem billigen Ausmaße ein: 
zubeziehen ſind, während jene Agenten, die nur als Geſchäftsvermittler fungiren, in die 
vierte Beſchäſtigungs⸗Hauptabtheilung gehören. Inſoweit nach den vorſtehenden Grund⸗ 
ſätzen eine Beftenerung der gedachten Unternehmungen und Agenten bis einſchließlich 
1870 noch nicht ftattgefunden hat, ſei von der Vorſchreibung einer Nachtragsſteuer für 
die Zeit bis ineluſive 1870 Umgang zu nehmen. N 

Zum Zwecke der Vorſchreibung der Erwerbſteuer iſt nach dem weiteren In⸗ 
halte des obigen Erlaſſes die Bekanntgabe der im Sinne des Art. IV des Ueberein⸗ 
kommens ermittelten Stenergrundlage nicht abzuwarten. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben die von dem bisberigen Titular- und Honorar⸗General⸗ 
conſul in Rio de Janeiro Ferdinand Schmid angeſuchte Enthebung von den 
von ihm bisher bekleideten Functionen unter Belaſſung des Titels eines k. k. General⸗ 
conſuls genehmigt und den derzeitigen Gereuten des gedachten Generalconſulates Karl 
Wilhelm Groß zum unbefoldeten Generaleonſul in Rio de Janeiro mit dem Rechte 
zum Bezuge der tarifmäßigen Conſnlargebühren ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Bezirkshauptmanne zweiter Claſſe in Kolin Joſeph 
Ritter v. Brechler v. Troskovitz den Titel und Rang eines Statkhaltereirathes 
verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Statthaltereiconcipiſten bei der böͤhmiſchen Statt⸗ 
halterei Friedrich Jenik⸗Zaſadsky Ritter v. Gamſendorf und Franz Safarit 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter der Stadt Frieſach in Kärnten 
Johaun Fridolin Fiala das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Gemeindevorſteher in Soor in Böhmen Joſeph 
Tam m das ſilberne Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Der Handelsminiſter hat den Poſtdirectionsconcipiſten Agatbon Paraſini 
in Trieſt und Dr. Adalbert Hofmann in Wien zu Secretären im Status der k. k. 
Poſtdirectionen, ferner den Poſtcontrolor Franz Haraſchin zum Stadtpoſtinſpector 
und den Poſtcontrolor Anton Kraft zum Adjuncten der Poſtökonomie⸗Verwaltung 
in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Miniſterialkanzlei⸗Offieiale Edmund Falb und 
Alexander Ritter v. Seyfried, dann den Hilfsämterdirections⸗Adjuncten Joſeph 
Slamie zu Hilfsämterdirections⸗Adjuncten im Handelsminiſterium ernannt. 


Erledigungen. 


Calculantenſtelle bet der Finanzlandesdirection in Graz mit dem Taggelde von 
1 fl., bis 25. Juli. (Amtsbl. Nr. 161.) 

Drei Prakticantenſtellen bei dem k. k. Hauptmünzamte in Wien, Taggeld 1 fl. 
50 kr., bis 8. Auguſt 1872. (Amtsbl. Nr. 161) 

Oberfinanzrathsſtelle im Gremium der k. k. mähriſchen Finanzlandesdirection, 
Gehalt 2100 fl., bis 1. Auguſt 1872. (Amtsbl. Nr. 161.) 

Controlorsſtelle bei der Filiale des Hauptpunzirungsamtes in Wien, Gehalt 
1000 fl. und Quartiergeld 200 fl., bis 1. Auguft 1872. (Amtsbl. Nr. 161.) 

Zwei Statthaltereiconcipiſtenſtellen bei dem Landesſchulrathe in Mähren mit 
dem Gehalte von 1200 fl., beziehungsweiſe 1000 fl. und 800 fl., bis 25. Juli 1872. 
(Amtsbl. Nr. 161.) ae an 

Bezirkshauptmannsſtelle bei der politiſchen Behörde in Steiermark zweiter 
Claſſe, Gehalt 1600 fl., bis 28. Juli 1872. (Amtsbl. Nr. 161.) 

Finanzconeſpiſtenſtelle bei der Finanzlandesdirection in Trieſt mit dem Gehalte 
700 fl. und Quartiergeld 200 fl., bis 5. Auguſt 1872. (Amtsbl. Nr. 165.) 

Einnehmersſtelle beim k. k. Hauptzollamte in Simbach mit dem Gehalte jähr⸗ 
lich 1100 fl. und Naturalquartier oder dem zehnpercentigen Quartiergelde, eventuell 
eine Controlorsſtelle bei den Zollämtern in Ober⸗Oeſterreich mit dem Gehalte jähr⸗ 
licher 1000 fl. und Naturalquartier oder zehnpercentigem Ouartiergelde, bis 6. Auguſt 


1872. (Amtsbl. Nr. 166.) 


Rechnungsofficialsſtelle bei dem Rechnungsdepartement der mähriſchen Statt- 


und demnach in Gemäßheit des Art. y des bezogenen Uebereinkommens und des | Safterei mit dem Gehalte von 800 fl. oder 700 fl., eventuell eine der ei Stelle mit dem 
Art. XIV des Zoll⸗ und Handelsbündniſſes mit Ungarn (Geſetz vom 24. December Gehalte jährlich 600 fl. oder 500 fl., bis 8. Auguſt 1872. (Amtsbl. Nr. 166.) 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


